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Die rechtliche Stellung der Uationalitäten in Defterreich, 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
III. 
(Fortſetzung.) 

Wir wenden uns nun einem anderen Gebiete zu, dem Leben der 
autonomen Körperſchaften, und ſaſſen ſofort die Geſchäftsordnungen des 
Reichsrathes und der 17 Landtage in's Auge. 

Was den Reichsrath betrifft, jo hat das Abgeordnetenhaus des— 
ſelben ſeit 1861 fünf Geſchäftsordnungen geſehen, zunächſt die octroyirte 
vom April 1861, ſodann jene, welche auf Grund des Geſetzes vom 
31. Juli 1861 erlaſſen wurde, ſchließlich die 1868, 1873 und 1875 
votirten Geſchäftsordnungen. In keiner dieſer Geſchäftsordnungen iſt die 
Sprachenfrage aber auch nur mit Einem Worte berührt, es kann ſomit 
die Praxis keine irgendwie nennenswerthen Schwierigkeiten gemacht 
haben. Und ſo iſt es in der That. Das Bedürfniß der Verſtändigung 
innerhalb eines achtſprachigen Parlaments hat naturnothwendig der 
deutſchen Sprache zur factiſchen Alleinherrſchaft verholfen, obwohl der 
Gebrauch anderer Idiome auch in der Prapis nicht verwehrt wurde. 
Nur ganz ſporadiſch find Reden in ferbo-eroatifcher und italieniſcher 
Sprache vorgekommen. Allein auch abgeſehen von den Debatten, auch 
in den officiellen Emanationen des Geſammthauſes (Formulirung der 
Frageſtellung, der Beſchlüſſe, Faſſung der Protokolle) iſt jener Sprachen⸗ 
Pluralismus vermieden, welcher z. B. im Kremſierer Reichstage geherrſcht 
hat 13), und nur bei den nothwendigen, ſolennen Kundgebungen der ein— 
zelnen Abgeordneten (nämlich bei der Angelobung, nicht aber bei 


14) Der 8 60 der Geſchäftsordnung für den conſtituirenden Reichstag lautete: 


„Anträge (8 51), Geſetzesvorſchläge ($ 59), Ausſchußberichte und Sitzungs⸗ 


protokolle (§S 18), welche in deutſcher Sprache in Druck zu legen find, werden 
auf Verlangen derjenigen Reichstagsabgeordneten, welche der deutſchen Sprache 
nicht vollkommen mächtig ſind, durch einen von ihnen gewählten Translator, 
für welchen der Reichstagsvorſtand die Belohnung zu beſtimmen hat, in ihre 
Mutterſprache überſetzt, gedruckt und vertheilt.“ 


den mündlichen Abſtimmungen) findet der Nationalismus thatſächlich 
häufiger Ausdruck 10). 

Das Herrenhaus hat drei Geſchäftsordnungen aufzuweiſen, 
die oetroyirte von 1861, die auf Grund des Geſetzes vom 31. Juli 
1861 votirte und ſchließlich die gegenwärtig in Kraft befindliche, welche 
auf dem Geſetze vom 12 Mai 1873 fußt. 

In keiner dieſer Geſchäftsordnungen findet ſich eine Norm über 
die Sprachenfrage, man müßte denn die (übrigens auch in der Geſchäfts— 
ordnung des Abgeordnetenhauſes vorfindliche) Beſtimmung hieher rechnen, 
daß die geheime Abſtimmung durch mit „Ja“ und „Nein“ vorgedruckte 
Stimmzettel erfolgt (§ 52 der G. O. von 1873). Wollte man hieraus 


ſchließen, daß die Verhandlungsſprache des Herrenhauſes die „deutſche“ 


ſei, ſo würden dem die Thatſachen inſofern vollſtändig entſprechen, als 
unſeres Wiſſens im Herrenhauſe niemals eine andere Sprache als die 
deutſche gebraucht worden iſt. 

Die Delegation des öſterr. Reichsrathes tagt ſeit ihrem 
Beſtande auf Grund der in der Sitzung vom 21. Jänner 1868 
beſchloſſenen Geſchäftsordnung. 

Was den Verkehr mit der ungariſchen Delegation und die 


gemeinſamen Sitzungen beider Delegationen betrifft, iſt die Sprachen⸗ 


frage inſoferne geregelt, als der Schriftenwechſel von Seite der 
öſterreichiſchen Delegation in deutſcher Sprache unter Anſchluß einer 
beglaubigten ungariſchen Ueberſetzung zu erfolgen hat und das Protokoll 
über die Plenarſitzungen in deutſcher und ungariſcher Sprache geführt 
wird (88 65, 69). Im Uebrigen verhält es ſich mit der Geſchäfts⸗ 
ordnung wie mit jener des Herrenhauſes, die Beſtimmung des § 53 
über die mit „Ja“ und „Nein“ vorgedruckten Stimmzettel muß als 
Wegweiſer dienen 19). 

Anders ſteht die Sache bei den Landtagen. 

Auch in den mehrſprachigen Ländern treffen höchſtens drei Sprachen 
zuſammen, hier iſt alſo die Möglichkeit der Verſtändigung nicht von 
vorneherein ausgeſchloſſen, wenn jede Partei ſich ihrer eigenen Sprache 
bedient. Aus dieſem Grunde ſind in der Geſchichte der Landtage zahl— 
reiche Verſuche zu verzeichnen, der nationalen Sprache im Landtagsſaale 
Geltung zu verſchaffen, von den Kämpfen um lediglich principielle 


) In der Seſſion 1873—1879 wurde die Aufnahme der in nichtdeutſcher 
Sprache gehaltenen Reden in das ſtenographiſche Protokoll von dem Präſidium 
abgelehnt, obwohl in der Sitzung vom 7. März 1874, auläßlich einer er o ati⸗ 
ſchen Rede, die Einſchaltung derſelben nebſt einer Ueberſetzung verlangt worden 
war. Der gegentheilige Präcedenzfall aus früheren Seſſionen, auf welchen ſich 
Dr. Vitezie berief, iſt uns nicht bekannt. Der Vorfall vom 7. März 1874 
bleibt aber anch aus dem Grunde bemerkenswerth, weil der Gebrauch einer 
Sprache in der Debatte geſtattet wurde, deren kein Mitglied des Präſidiums 
mächtig war. 

5) Unſeres Wiſſens iſt in der Delegation nur einmal eine nichtdeutſche 
Sprache in der Debatte gebraucht worden; es geſchah dies von Seite des Dele⸗ 
girten Ritter v. Ljubisa, der in der 4. Sitzung der 9. Seſſion (24. Mai 1876) 
in italieniſcher Sprache das Wort ergriff. Die Aufnahme in das Protokoll 
wurde damals von dem Präſidenten mit der Motivirung abgelehnt, daß das 
ſtenographiſche Bureau nicht in der Lage ſei, eine italieniſche Rede wiederzugeben. 


Anerkennung angefangen bis zu dem allſeitigen Gebrauche in den Ver⸗ 
handlungen ſelbſt. Dort, wo eine beſtimmte Sprache ſich die Zulaſſung 
erſt zu erkämpfen hat, beginnt der Streit gewöhnlich in — wir möchten 
ſagen — inartikulirter Weiſe. Die „Hoch“- und „Bravo“ Rufe ertönen 
ſchon in verſchiedenen nationalen Klängen, wenn noch Niemand daran 
denkt, in die Verhandlungsſprache mit einem neuen Idiome einzugreifen. 
Hierauf folgt die Leiſtung der Angelobung in den verſchiedenen Sprachen, 
gewöhnlich nicht ohne Kampf, denn hiemit iſt die principielle Anerken⸗ 
nung einer Landesſprache gegeben. Erſt zum Schluſſe, nach einer laugen 
Entwicklung, kommt der Gebrauch der ſich emporarbeitenden Sprache 
in den Verhandlungen ſelbſt und in manchen Landtagen ſind die natio— 
nalen Minoritäten heute noch nicht dazu gelangt. Ja, ſie verzichten 
in ihrem eigenen Intereſſe gerne darauf, denn der Gebrauch der 
eigenen Sprache iſt nur dann von Nutzen, wenn der Redner Ver— 
ſtändniß findet, ſei es auch nicht auf allen Landtagsbänfen, ſo 
doch bei einem beträchtlichen Theile derſelben oder wenigſtens — 
bei dem Publicum auf den Gallerien. 

Aber auch hiemit iſt die Frage noch nicht abgeſchloſſen. 

Es kann geduldet ſein, daß ein Abgeordneter ſich ſeines hei— 
miſchen Idioms zu mündlicher Verſtändigung bedient, ohne daß der 
Landtag deßhalb die Verpflichtung anerkennt, die Beurkundung dieſes 
Vorganges in einer anderen als der officiellen Landtagsſprache vor- 
zunehmen, und ohne zu geſtatten, daß das partieuläre Idiom zur 
Grundlage der Action des Geſammtlaudtages gemacht, nämlich bei 
der Autrag- und Frageſtellung gebraucht werde. 

Und in jeder dieſer Beziehungen ſind wieder verſchiedene Löſungen 
denkbar. 

Anträge müſſen entweder in einer beſtimmten officiellen Sprache 
oder wenigſtens mit einer Ueberſetzung in die officielle Sprache ein— 
gebracht werden; es kann aber auch die Sprache der Antragſtellung 
völlig frei ſein, und das wieder mit oder ohne Verpflichtung des 
Präſidiums, für die Ueberſetzung Sorge zu tragen. 

Was die Protokollirung anbelangt, jo macht es einen Unter- 
ſchied, ob es ſich um die Geſchäftsprotokolle oder die 
phiſchen Berichte handelt. 

Die Einrichtung der letzteren iſt lediglich Sache der Landtage; 
es hängt von dieſen ab, ob ſie für die ſtenographiſche Aufnahme in 
verſchiedenen Sprachen Sorge tragen, oder es den Reduern überlaſſen 
wollen, den Text, beziehungsweiſe eine Ueberſetzung ihrer Vorträge 
vorzulegen. 

Anders ſteht es mit den Sitzungsprotokollen, welche nach den 
Landesordnungen zur a. h. Kenntniß gebracht werden müſſen. Hier 
handelt es ſich zugleich um die Schaffung der Grundlagen der kaiſer— 
lichen Sanction, hier iſt es daher nothwendig, für die Authenticität 
eines eventuellen Geſetzestextes Sorge zu tragen, und daher Find eine 
Reihe von Regierungserläſſen ergangen, welche mitunter für die Her— 
ſtellung eines deutſchen Textes, namentlich aber dagegen einfchritten, 
daß die Mehrſprachigkeit der Landtagsverhandlungen in einem und 
demſelben Protokolle zur Anſchauung gebracht werde. Das Protokoll 
kann nach dieſem Standpunkte wohl in mehreren Sprachtexten neben 
einander geführt werden, jeder muß aber ein Bild der ganzen 
Verhandlung geben 1”), 

Gehen wir nun 
ordnungen ein. 

Vier Länder, Niederöſterreich, Oberöſterreich, Salzburg und 
Vorarlberg, kommen von vorneherein nicht in Betracht, in den 13 
übrigen hat ſich aber die Sache ſehr verſchieden geſtaltet. 

Was Böhmen betrifft, war hier ſchon in der Geſchäftsordnung 
vom 12. Februar 1863 die vollkommene Gleichſtellung beider Landes⸗ 
ſprachen durchgeführt. Neben der Formulirung des Prineipes (8 14) 
findet ſich hier die Norm, daß das Protokoll in beiden Landesſprachen 
zu verfaſſen und in jeder Ausfertigung als Original anzuſehen und 
zu behandeln ſei ($ 23), daß mündliche oder ſchriftliche Anträge, 
welche nur in einer Landesſprache geſtellt oder überreicht werden, von 
der Landtagskanzlei in die andere Landesſprache zu überſetzen ſeien 
(§ 51), die Commiſſionsberichte in beiden Landesſprachen in Druck 


auf die einzelnen landtäglichen Geſchäfts⸗ 


) Vgl. Erläſſe vom 12. Juli 1870, Z. 2887 M. J. (alle Landtage 
betreffend); vom 20. October 1869, 3. 4336 M. J. (Görz betreffend); vom 
17. September 1869, Z. 3762 M. J., vom 18. September 1869, 3. 3775 M. J. 
(Bukowina betreffend); vom 23. September 1869, 3. 4131 M. J., und vom 
8. October 1869, 3. 3869 M. J. (Krain betreffend). 
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gelegt werden müſſen (8 44), die Frageſtellung bei der Abſtimmung 
in beiden Landesſprachen zu erfolgen habe (§ 65) u. |. w., hier war 
ſomit nach 1867 zur Durchführung des grundrechtlichen Prineipes nichts 
mehr zu thun. 

In ähnlicher Weiſe beſtimmte der § 47 der mäh riſchen Geſchäfts⸗ 
ordnung vom 15. Jänner 1863, daß es „jedem Landtagsmitgliede 
freiſtehe, in einer der beiden Landesſprachen zu fprechen, ohne daß 
eine Uebertragung in die andere Sprache ſtattzufinden habe, und daß 
nur die Mittheilungen an den Landtag, Anträge und die zur Abſtimmung 
gelangenden Fragen in beiden Landesſprachen vorgetragen werden 
müſſen“. 

Ganz anders ſteht die Sache in Schleſien. Die Geſchäfts— 
ordnung vom 22. Jänner 1863 hatte die Frage unerledigt gelaſſen 
und bis zum Jahre 1871 war fie auch in der Prapis nicht auf— 
geworfen worden; der Landtag hatte durch 9 Seſſionen als ein ledig— 
lich deu tſcher ſungirt. Exit in der 10. Seſſion, der erſten einer neuen 
Wahlperiode, ward das Verlangen nationaler Parität von drei ſlaviſchen 
Abgeordneten bei Gelegenheit der Augelobung (1. Sitzung) erhoben 
und nach längerer Debatte durch ſolgenden Beſchluß erledigt: 

„1. Jedem Mitgliede des Landtages ſteht es frei, in der deutſchen 
oder in einer der ſlaviſchen Sprachen zu reden, für eine Ueberſetzung 
im Landtage wird keine Vorkehrung getroffen; wünſcht der Redner eine 
ſlaviſche Rede in die ftenographiſchen Berichte aufgenommen zu haben, 
jo hat er eine Ueberſetzung beizubringen. 

In dieſem Falle gilt die Ueberſetzung als Originaltext. 

2. Anträge und andere Erklärungen, welche Rechtswirkungen im 
Landtage nach ſich ziehen, ſind in deutſcher Sprache abzugeben, oder 
wenn ſie in einer der flaviſchen Landesſprachen eingebracht werden, mit 
einer Ueberſetzung in deutſcher Sprache zu verſehen. In dieſem Falle 
gilt die deutſche Ueberſetzung als Originaltext. 

3. Ueber die Annahme des Gelöbniſſes hat der Landeshauptmann 
zu entſcheiden.“ 

Von den ſüdlichen Ländern mehrſprachiger Natur ſind Steiermark 
und Kärnten in unſerer Frage faſt ohne Bedeutung. 

In Steiermark enthält weder die Geſchäftsorduung vom 7. Sep 
tember 1866 noch jene von 1875 irgendwelche Beſtimmung über unſere 
Frage und auch thatſächlich iſt trotz der heftigen nationalen Kämpfe im 
Landtage das floveniſche Idiom daſelbſt über das Stadium der inartiku⸗ 
lirten Anwendung nicht hinausgekommen. Ju der Seſfion von 1878 
wurde allerdings der Verſuch gemacht, die Angelobung in ſloveniſcher 
Sprache zu leiſten, der Frage aber dadurch die Spitze abgebrochen, 
daß der Landeshauptmann die ſloveniſche Angelobung mit der Motivirung 
zurückwies, er verſtehe die Angelobung in dieſer Sprache nicht. 

In Kärnten iſt die Frage in der Geſchäftsordnung vom 
9. Jänner 1863 nicht berührt, in der Praxis hat der Landtag bis 
zur Stunde als ein ausſchließlich deutſcher fungirt 18). 

Was Krain betrifft, ſo kannte allerdings die (erſt 1869 in beiden 
Landesſprachen in Druck gelegte) Geſchäftsordnung vom 29. Jänner 1863 
noch keine Regelung der Sprachenfrage, thatſächlich befindet ſich aber im 
Laibacher Landtage die ſloveniſche Sprache ſchon längſt in voller Uebung 
neben der deutſchen. Ja mehr als das, im Laufe der Zeit hat ſich 
die Regierung genöthigt geſehen, zum Schutze der deutſchen Sprache ein— 
zuſchreiten, welche bei der Redigirung der Vorlagen und Landtags— 
druckſachen überhaupt ignorirt zu werden begann 10). 

Von den Landtagen des Küſtenlandes beſitzt jener von Trieſt 
eine mit a. h. Entſchließung vom 7. März 1865 genehmigte Geſchäfts⸗ 
ordnung. In dieſer fehlt eine einſchlägige Beſtimmung, aber, wie die 
Geſchäftsordnung nur in einer Sprache, der italieniſchen, in Druck 
gelegt iſt, ſo iſt auch factiſch dieſe Sprache in ausſchließlicher Uebung. 

Dasſelbe Verhältniß waltet in Iſtrien ob, ſowohl nach der Ge— 
ſchäftsordnung von 1863 als nach jener vom 26. April 1875. Die Druck— 
legung der Protokolle in ſlaviſcher Sprache wurde bei Berathung der erſt— 
erwähnten Geſchäftsordnung (5. Sitzung von 1863) ausdrücklich abgelehnt. 


ie) Von Seite des Abgeordneten Ein ſpieler wurde durch eine Reihe 
von Seſſtonen (1863, 1871, 1872, 1873) der Antrag geſtellt, die ſtenographiſchen 
Protokolle in ſloveniſcher Sprache in Druck zu legen, der Antrag kam aber 
nie über die Unterſtützungsfrage hinaus, jo daß der Antragſteller 1874 felbſt 
darauf verzichtete, ihn formell zu erneuern. 

9) Vgl. Erlaß vom 30. Juni 1872, 3. 3266 M. J. Die ſteuographiſchen 
Protokolle waren in der erſten Seſſion in das Sloveniſche überſetzt worden, nach 
der Geſchäftsordnung von 1863 ($ 15) hatten ſie ſich auf den verificirten Original⸗ 
text (bald deutſch, bald floveniſch) zu beſchränken. 


Zum Theile anders liegen die Verhältniſſe in Görz. Auch 
hier enthält die Geſchäftsordnung (votirt in der Sitzung vom 10. März 
1864) keine Beſtimmung in der Sprachenfrage, allein ſchon in der 
Schlußſitzung der erſten Seſſion war der Beſchluß gefaßt worden, daß 
es einem jeden Abgeordneten geſtattet ſei, in ſeiner Sprache zu reden, 
und zwar, indem man hiebei ausdrücklich die italieniſche, ſloveniſche und 
deutſche Sprache in's Auge ſaßte. Die Redigirung und Veröffentlichung 
der Protokolle findet in italieniſcher und floveniſcher Sprache ſtatt. 

Jun Dalmatien hat ſich die ſlaviſche Sprache ſchrittweiſe immer 
mehr und mehr Terrain erkämpft. Allein ſchon nach der vor 1866 
erlaſſenen Geſchäftsordnung ſtand feſt, daß die ſtenographiſchen 
Protokolle in beiden Landesſprachen geführt werden müßten (§ 57), 
war alſo das Slaviſche zu den Landtagsverhandlungen zugelaſſen, und 
ein Vorrang des Italieniſchen trat principiell nur darin zu Tage, daß 
ein ſlaviſcher Antrag ſtets von dem Antragſteller oder dem Präfidenten 
in's Italieniſche überſetzt werden ſollte. Die Novelle vom 21. December 
1866 normirte noch, daß jeder Geſetzvorſchlag in beiden Sprachen ein- 
gebracht und complexiv in beiden votirt werden müſſe. 


Den in Dalmatien giltigen Normen verwandt ſind jene Tirol's, 
welche auf der 1866 modificirten Geſchäftsordnung von 1863 be— 
ruhen. Die Anträge können in deutſcher oder italieniſcher Sprache ein— 
gebracht werden (8 33), es ſteht jedem Abgeordneten frei, ſich in 
deutſcher oder italieniſcher Sprache an der Erörterung zu betheiligen 
(§ 40). Wichtigere Anträge können nu dann zur Berathung kommen, 
wenn ſie wenigſtens 24 Stunden vorher den Mitgliedern der Verſammlung 
in deutſcher und italieniſcher Sprache bekannt gemacht werden (8 34), 
ein jeder Abgeordneter kann ferner die Ueberſetzung ſeines Vortrages in 
den weſentlichen Punkten durch einen gewählten Dolmetſch oder die Ver— 
leſung einer ſchriftlich eingebrachten Ueberſetzung verlangen ($ 40). Die 
Geſchäftsprotokolle müſſen in beiden Sprachen geführt werden (8 36). 
Bis hieher iſt das Gleichmaß für beide Sprachen vollſtändig gewahrt. 
Das natürliche Uebergewicht der deutſchen Sprache zeigt ſich aber erſtens 
darin, daß die Frageſtellung in der Regel lediglich in deutſcher und 
nur auf Verlangen von Seite italieniſcher Abgeordneten auch in 
italieniſcher Sprache erfolgt ($ 52), ferner in der Beſchränkung der 
ſtenographiſchen Aufnahme italieniſcher Reden. Nur dann, wenn mehr 
als die Hälfte der italieniſchen Abgeordneten anweſend iſt, werden auch 
die italieniſchen Vorträge ſtenographiſch aufgenommen, ſonſt geſchieht die 
Aufnahme des Wortlautes in das ſtenographiſche Protokoll lediglich 
dann, wenn der Redner denſelben ſchriftlich überreicht ($ 57). 


Im galiziſchen Landtage wurde die Sprachenfrage gefondert 
behandelt und im Nachhange zu der proviſoriſchen Geſchäftsordnung 
vom 27. November 1865 durch den Sitzungsbeſchluß vom 27. April 1866 
erledigt. Die Faſſung dieſes Beſchluſſes iſt eine wenig glückliche, mit Rückſicht 
auf die durch die Praxis gegebene Interpretation läßt ſich aber der 
Sinn des Beſchluſſes im Folgenden feſtſtellen. Als die officielle Land— 
tagsſprache muß die polniſche Sprache angeſehen werden, neben ihr 
behauptet noch die rutheniſche eine ſecundäre Bedeutung, jede andere iſt 
ausgeſchloſſen, dies iſt nun das Princip. Die Landtagsprotokolle, die 
Berichte des Landesausſchuſſes und der Commiſſion werden in polniſcher 
und rutheniſcher Sprache ausgetheilt, bei der dritten Leſung wird den 
Landtagsbeſchlüſſen der polniſche und rutheniſche Text zu Grunde gelegt, 
im Uebrigen herrſcht aber nicht Utraquismus, ſondern Einſprachigkeit 
mit entſchiedenem Vorwiegen des polniſchen Idioms. Wohl heißt es noch 
ausdrücklich in dieſem Beſchluſſe (al. 3), daß bei Anträgen, Interpella⸗ 
tionen und in den Verhandlungen die polniſche und rutheniſche Sprache 
angewendet werden müſſe, es wäre ſomit der Utraquismus ſogar für 
jede einzelne Rede vorgeſchrieben, es läßt ſich aber kaum bezweifeln, 
daß hier lediglich ein unglücklicher Ausdruck vorliegt, daß in allen die⸗ 
ſen Fällen nur der Gebrauch der einen oder der anderen der zwei 
Sprachen gefordert wird. Und das Uebergewicht des polniſchen Idioms 
bekundet ſich ſowohl darin, daß der Landtagsmarſchall in polniſcher 
Sprache amtirt (nur die rutheniſchen Eingaben hat er rutheniſch zu 
beantworten), als darin, daß in der 1. und 2. Leſung die Beſchlußfaſſung 
auf Grund der polniſchen Berichte in polniſcher Sprache erfolgt und auch 
bei der dritten in zweifelhaften Fällen der polniſche Text entſcheidet. 

Die Geſchäftsordnung des Bukowinaer Landtages vom 29. Jän⸗ 
ner 1863 enthält keine einſchlägige Beſtimmung; durch einen Landtags- 
beſchluß vom 30. October 1869 wurde der Verſuch gemacht, der rumä— 
niſchen Sprache zu officiellen Geltung neben der deutſchen bei der 
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Beſchlußfaſſung und in der Protokollirung zu verhelfen, die ſörmliche 
Inartikulirung dieſes Beſchluſſes in die Geſchäftsordnung hat aber 
unſeres Wiſſens noch nicht ſtattgefunden. 

(Schluß folgt.) 


Frage der Competenz zur Durchführung des Strafverfahrens 
ſowie der Ahndung der von Unmündigen begangenen ſtrafbaren 
Handlungen. 

Die gegen den unmündigen Franz L. wegen Uebertretung des 
Diebſtahles vom Bezirksgerichte in K. eingeleitete Unterſuchung wurde 
eingeſtellt und der Strafact über Antrag des ſtaatsauwaltſchaftlichen 
Functionärs mit Beziehung auf § 273 des allg. Strafgeſetzes der 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft in K. zur competenten Amtshandlung ab— 
getreten, von letzterer aber unterm 22. Februar 1879 mit der Moti⸗ 
virung, daß durch die gerichtlich bereits gepflogene Unterſuchung weder 
der Thatbeſtaund der dem genannten Franz L. zur Laſt gelegten ſtraf⸗ 
baren Handlung erwieſen, noch auch der die Strafcompetenz der 
Verwaltungsbehörde begründende Mangel der hänslichen Züchtigung 
erwieſen erſcheine, als zur politischen Amtshandlung nicht geeignet, an 
die oben bezeichnete Gerichtsbehörde zurückgeleitet. 

Ueber wiederholten Antrag des ſtaatsanwaltſchaftlichen Functionärs, 
welchen letzterer im Weſentlichen damit begründete, daß jene Behörde, 
welcher die Beſtrafung einer Uebertretung zuſteht, auch die Verhandlung 
zu pflegen, d. h. ſich die Ueberzeugung ſelbſt zu verſchaffen habe, ob 
der Thatbeſtand der angeſchuldeten Uebertretung vorhanden ſei oder nicht, 
wurde der Strafact abermals an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in 
K. geleitet, welche ſich, da auch ihrerſeits bei der von ihr urſprünglich 
vertretenen Anſicht verharrt wurde, unterm 31. März 1879 an die 
k. k. Staatsanwaltſchaft in E. mit dem Erſuchen wandte, falls dieſelbe 
ſich der bezirkshauptmannſchaftlichen, oben erwähnten Anſchauung über die 
Interpretation des 8 273 des allg. Strafgeſetzes anſchließen ſollte, als 
vorgeſetzte Behörde des ſtaatsanwaltſchaſtlichen Functionärs in K. dem 
letzteren die diesbezügliche Belehrung zu ertheilen. 

Nachdem ſich auch der k. k. Staatsanwalt mit ſeiner Zuſchrift 
vom 9. April 1878 gegen die Rechtsanſchauung der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft ausſprach, hat ſich dieſe in ihrem motivirten Berichte 
vom 14. April 1878 an die k. k. Statthalterei um Löſung der ob— 
ſchwebenden Competenzfrage gewendet. 

Das von letzterer Behörde mit Note vom 1. Juli 1878 um 
ſeine Wohlmeinung darüber, ob gemäß § 273 des allg. Strafgeſetzes 
der Sicherheitsbehörde nur die Ahndung oder auch das Strafverfahren 
und die Urtheilsfällung betreffs der von Unmündigen begangenen 
Handlung zuſtehe, welche au ſich Vergehen oder Uebertretungen find, 
angegangene k. k. Oberlandesgericht hat ſich in feiner Antwortsnote 
vom 22. Juli 1878 für die von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in 
K. vertretene, ſomit gegen die Anſficht des ſtaatsanwaltſchaftlichen 
Functionärs und des k. k. Staatsanwaltes ausgeſprochen. 

Nachdem ſich die k. k. Statthalterei der vom k. k. Oberlandes⸗ 
gerichte ausgeſprochenen Anficht nicht auſchließen zu können erachtete, 
wandte ſie ſich an das k. k. Miniſterium des Innern, und äußerte ſich 
dahin, daß die Unhaltbarkeit der bezirkshauptmannſchaftlichen Anſicht 
ſich gerade aus den von ihr für ihre Anſicht citirten Geſetzesſtellen 
ergebe. Der Artikel 8 der Strafproceßordnung vom 23. Mai 1873 
weiſe das Verfahren und die Urtheilsſällung den Gerichten rückſichtlich 
aller im Strafgeſetze vom 27. Mai 1852 vorgeſehenen, ſowie aller 
anderen ausdrücklich den Gerichten zur Aburtheilung zugewieſenen 
Uebertretungen zu. Abgeſehen davon, daß dieſer Artikel keineswegs 
einzig und allein die gerichtliche Competenz gegenüber den Adminiſtrativ⸗, 
Finanz- und anderen Behörden, ſondern hauptſächlich die Competenz 
der Bezirksgerichte im Gegenſatze zu den Strafgerichten und Ge— 
ſchwornengerichten regeln wollte, ſeien eben die im $ 273 des Straf⸗ 
geſetzes vom 27 Mai 1852 bezeichneten ſtrafbaren Handlungen der 
Unmündigen keine Vergehen und Uebertretungen im Sinne des Straf⸗ 
geſetzes und könnten dem Verfahren und der Urtheilsfällung des Bezirks⸗ 
gerichtes ſchon deßhalb nicht unterliegen, weil eine Urtheilsfällung 
nothwendig bei vorhandener Schuld auch die Strafe enthalten müßte, 
während doch der $ 273 die Ahndung an die Sicherheitsbehörde über⸗ 
trage. Eutweder ſei die Anſicht der Bezirkshauptmannſchaft unrichtig, 


oder es ſei der $ 273 des allg. Strafgeſetzes durch die Strafproceß⸗ 
ordnung aufgehoben worden; ein Drittes gebe es nicht. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 16. Mai 1879, 
3. 6726, in nachſtehender Weiſe ſich ausgeſprochen: 

„Der k. k. Statthalterei wird bekannt gegeben, daß das Mini⸗ 
fterium des Innern auf Grund des mit dem Juſtizminiſterium gepflo⸗ 
genen Einvernehmens in der Frage der Competenz der Gerichte zum 
Verfahren gegen Unmündige, welche ein Vergehen oder eine Uebertre⸗ 
tung begangen haben, die Anſicht der Statthalterei theilt. Die von Un⸗ 
mündigen begangenen Vergehen und Uebertretungen ſind nach dem 
Strafgeſetze aus dem Kreiſe der gerichtlich zu verfolgenden und gericht— 
lich zu beſtrafenden Handlungen ausgeſchieden und begründen nicht mehr 
Uebertretungen im Sinne des Strafgeſetzes; denn nur die von Un— 
mündigen, welche das 10. Lebensjahr überſchritten haben, begangenen 
Verbrechen find Uebertretungen (88 237 und 269 lit. a St. G.) und 
bleiben in Folge deſſen der gerichtlichen Competenz unterſtellt (Art. 8 
Einführungsgeſetz zur St. P. O.), während das Strafgeſetz im $ 273 
die von den Unmündigen begangenen Vergehen und Uebertretungen der 
häuslichen Zuchtgewalt, eventuell der polizeilichen Ahndung überweist, 
wornach dieſen Handlungen die Natur von Uebertretungen im Sinne 
des Strafgeſetzes nicht zuerkannt werden kann, wie denn auch die von 
Unmündigen bis zu dem vollendeten 10. Jahre begangenen Verbrechen 
keine ſolchen Uebertretungen find (§S 237). An dieſem Grundſatze hat 
die Strafproceßorduung vom J. 1873 nichts geändert. 

Wenn die Bezirkshauptmannſchaft K. aus dem Umſtande, daß 
im $ 273 der Sicherheitsbehörde die Ahndung überlaſſen wird, ablei⸗ 
ten will, daß alle proceſſualiſchen Vorgänge mit Ausnahme des Ausmaßes 
der Ahndung der Gerichte verbleiben, ſo muß dagegen bemerkt werden, 
daß der Ausdruck Ahndung im $ 273 keine proceſſualiſche Bedeutung 
hat und daß durch die obige Beſtimmung nur die materielle Grundlage 
dafür geſchaffen wird, daß von der Behörde gegen den Thäter beſtra⸗ 
fend vorgegangen werden darf, wenn die häusliche Zuchtgewalt mangelt. 

Zudem ſpricht auch der allgemeine Inhalt der einzelnen ſtrafbaren 
Thatbeſtände des II. Theiles des Strafgeſetzes dafür, daß den von 
Unmündigen begangenen Uebertretungen die Natur eines gerichtlichen 
Delictes fehlt. Der § 233 motivirt den Grundſatz, daß die Unkenntuiß des 
Strafgeſetzes nicht entſchuldigt, damit, daß „der Thäter die beſondere 
Verordnung, welche übertreten worden, zu wiſſen verpflichtet it." Dies 
trifft aber bei Unmündigen gewiß nicht zu: die Mehrzahl der Delicte 
des II. Theiles find ſolche, wo dieſe Vorausſetzung bei Unmündigen 
nicht vorhanden iſt. Das Strafgeſetz hat daher, um diefem Umſtande 
gerecht zu werden, die Abhilfe darin geſucht, daß es die von Unmün⸗ 
digen begangenen Uebertretungen aus den Reihen der gerichtlich ſtraf⸗ 
baren Handlungen ganz und gar herausnimmt. Es läßt jedoch den Ein⸗ 
tritt der Ahndung durch häusliche Zuchtgewalt (Sicherheitsbehörde) für 
ſolche Fälle offen, wo die beſondere Natur des einzelnen Delictes, wie 
beim Diebſtahl u. ſ. w., die Verhängung eine Strafe rechtfertigt. 

Die Gegenanſicht müßte endlich zu der Conſequenz führen, daß der 
Abſpruch des Gerichtes über die Schuld auch in jenen Fällen erfolgen 
müßte, wo die häusliche Zuchtgewalt nicht ermangelt, da der $ 273 keinen 
Auhaltspunkt bietet, daß die Stellung des Gerichtes proceſſual verſchieden 
iſt, je nachdem die häusliche Zuchtgewalt ermangelt oder nicht.“ W. 


Die Gründung eines Vereines zur Ertheilung von Auskünften 
über Ereditnehmer u. ſ. f. iſt unzuläſſig. 

Der Landesſtelle in wurden Statuten des Vereines 
„Cenſor“ zur Wahrung induſtrieller Intereſſen zur Genehmigung über- 
reicht. Als Zweck des Vereines war bezeichnet: 

a) deu Mitgliedern ſowohl im kurzen Wege über mündliche oder 
ſchriftliche Anfrage zur Vermeidung eigener Verluſte von der Zahlungs- 
fähigkeit ihrer Creditnehmer (Kunden) Auskünſte zu ertheilen, als auch: 

p) durch periodiſche vertrauliche Mittheilungen ſich vor Anknüpfung 
gefahrdrohender Verbindungen (Creditgewährungen, zu wahren und 

c) Forderungen durch Vermittlung des Vereines auf billigſte 
und zweckmäßigſte Weiſe einzubringen, ſowie die Intereſſen der Mit⸗ 
glieder im Allgemeinen zu wahren. 

Die Landesſtelle hat unterm 30. Juni 1879, 3. 8654, im 
Sinne des Vereinsgeſetzes vom 26. November 1852 die Bildung 
dieſes Vereines nicht geſtattet, weil die Beſorgniß nahe liege, daß diefe 
Unternehmung, welcher ein öffentlicher Charakter eingeräumt ſein würde, 
nur zu leicht eine Thätigkeit entwickeln könnte, welche gerade die Intereſſen 
jener Kreiſe, welche zu wahren ſie beſtimmt wäre, gefährden würde. 
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Das k. k. Miniſterium des Innern fand laut Erlaſſes von 25. Sep⸗ 
tember 1879, Z. 11.138, im Einvernehmen mit den betheiligten Mini⸗ 
ſterien dem Recurſe des Gründungscomite gegen obige Entſcheidung der 
Landesſtelle keine Folge zu geben, weil, wenn auch der projectirte Verein 
unter die Wirkſamkeit des Vereinsgeſetzes vom Jahre 1867 ſubſumirt 
würde, der im $ 1 des Statuten-Entwurfes bezeichnete Vereinszweck 
ein ſolcher iſt, welcher den Betrieb von Agentie-Geſchäſten vorausſetzt, 
wozu nach den beſtehenden Vorſchriften eine beſondere Couceſſion erforder- 
lich iſt, deren Ertheilung im vorliegenden Falle mit Rückſicht auf die 
in die Privatverhältniſſe dritter Perſonen eingreifende und zu Unkömm⸗ 
lichkeiten führende Wirkſamkeit des zu bildenden Vereins nicht erfolgen 
könnte. e IK 


Berechtigung der mit der gewöhnlichen Generalvollmacht verſehe⸗ 

neu Vertreter der Finauzprocuratur, bei der executiven Feilbietung 

von Nealitäten als Mitbieter aufzutreten. (§ 1008 a. b. G. B. 

$ 13 der Min.⸗Inſtr. vom 16. Februar 1855, N. G. Bl. Nr. 3u 
für die Finanzprocuratur.) 

Bei dem dritten Termine der executiven Feilbietung des dem B. 
gehörigen Hauſes meldete ſich als Mitbieter der Executionsführer A. und 
Dr. C., welcher mit Vollmacht vom 26. Juni 1878 in Vertretung 
der Finanzprocuratur, die wegen Gebührenrückſtänden an dem Ergebniſſe 
der Feilbietung intereſſirt war, erſchienen war. 

Das Gericht faßte über die Frage, ob Dr. C. auf Grund der 
beigebrachten Vollmacht berechtigt iſt, für die Finanzprocuratur als 
Kaufluſtiger einzutreten und mitzubieten, den Beſchluß, daß dies nicht 
der Fall iſt, weil die vorliegende Vollmacht der Finanzprocuratur den 
Dr. E. nur zur Vertretung in allen Rechtsangelegenheiten in und 
außer Streitſachen nach den Vorſchriften der allgem. Gerichtsordnung 
und des Verfahrens außer Streitſachen, ſowie der proviſoriſchen Inſtruc⸗ 
tion für die Finanzprocuratur vom 16. Februar 1855, R. G. Bl. Nr. 34, 
ermächtigt und daher nicht genügend iſt, die Finanzprocuratur als 
Kaufluſtige bei der Feilbietung vertreten anzuſehen, wozu der $ 1008 
a. b. G. B. eine auf Ankauf von Realitäten lautende Vollmacht verlangt 
uud dieſe Berechtigung in der vorliegenden Vollmacht nicht ertheilt iſt. 
Die Vollmacht wurde dem Dr. C. zurückgeſtellt und die Realität dem 
A. gemäß des von ihm gemachten Anbots zugeſchlagen. 

Auf den Recurs der Finanzprocuratur wurde in Stattgebung 
desſelben die vorgenommene Feilbietung bei dem Umſtande, als Dr. C 
als Mitbieter zuzulaſſen war, als nichtig aufgehoben. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mit Entſcheidung vom 5. No- 
vember 1878, 3. 12.492, über den Reviſionsrecurs des A. die Ver⸗ 
fügung der zweiten Inſtauz, „weil der Finanzprocuraturs-Concipient 
als Vertreter ſeiner vorgeſetzten Behörde durch die vorgelegte Vollmacht 
oder richtiger Legitimationsurkunde genügend legitimirt war, weil nicht 
Dr. C. perſönlich, ſondern die durch ihn repräſentirte Finanzprocuratur 
als Vertreterin des Steuerärars als Mitbieterin und eventuell als Er— 
ſteherin des Hauſes auftrat, weil die Frage, ob die Finanzprocuratur 
zum Ankaufe eines Hauſes für das Steuerärar ermächtigt iſt, als eine 
innere Dienſtangelegenheit anzuſehen iſt, welche ſich umſomehr der vor⸗ 
läufigen gerichtlichen Beurtheilung entzieht, als der $ 13 der Dienftes - 
Inſtruction für die Finanzprocuratur vom 16. Februar 1855 ausdrück⸗ 
lich die Berechtigung der Finanzprocuratur enthält, in dringenden Fällen 
auch dann, wenn ſonſt — analog dem § 1008 a. b. G. B. — die 
vorläufige Genehmigung der Adminiſtrativbehörde nothwendig wäre, 
ſelbſtſtändig gegen nachträglich einzuholende Genehmigung vorzugehen, 
eine ſolche Dringlichkeit aber in dem vorliegenden Falle ohne Zweifel 
vorhanden war“. Ger.⸗Ztg. 
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Geſetze und Verordnungen. 
1879. II. Quartal. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 
Nr. 30. Ausgeg. am 6. Mai. 
Allgemeines. 
Abdruck von 62 R. G. Bl. 
Nr. 31. Ausgeg. am 17. Mai. 
Allgemeines 
Nichtzulaſſung des Sprengmittels „gepreßtes Minenmehl“ zur Erzeugung 
und zum Verkehre innerhalb des im öfterreichifchen Reichsrathe vertretenen 
Ländergebietes. Z. 11.609. 10. Mai. 


Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Verbot der Annahme von Levantiner Thalern (Maria Thereſien⸗Thalern) 
bei Zollzahlungen. Z. 2567 F.⸗M. 8. Mai. 

Nr. 32. Ausgeg. am 23. Mai. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels, betreffend die 
Controlmodalitäten beim Bezuge getrockneter Feigen zur industriellen Verwendung 
gegen den Begünſtigungszoll von 40 kr. per 100 Kilogramm. Z. 13.302. 9. Mai. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums, womit für den Monat Juni 
1879 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur 
Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 2740 F.⸗M. 20. Mai. 

Nr. 33. Ausgeg. am 28. Mai. 
Allgemeines. 

Abdruck von Nr. 68 R. G. Bl. 

Nr. 34. Ausgeg. am 31. Mai. 
Allgemeines. 

Zuläſſigkeit eigener Retourrecepiſſe zu den Dienſtſchreiben der Finanz⸗ 

behörden und Aemter. Z. 13.035. 30. April. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 75 R. G. Bl. 


Nr. 35. Ausgeg. am 10. Juni. 
Allgemeines. 
Abdruck von Nr. 80, 81, 76 R. G. Bl. 
Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 83 R. G. Bl. 
Nr. 36. Ausgeg. am 21. Juni. 
Allgemeines. 
Errichtung einer 
3. 16.510. 10. Juni. 
Beſtimmung über die Behandlung der Rückerſätze in den Gebahrungs⸗ 
ausweiſen und Rechnungsabſchlüſſen. Z. 3261 F.⸗M. 17. Juni. 
Ind irecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums, womit für den Monat Juli 
1879 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur 
Zahlung von Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 3287 F.⸗M. 18. Juni. 
Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels, betreffend 
die Beſtimmungen über die Ein- und Durchfuhr von Tabak und Tabakfabrikaten, 
dann über die Ein⸗ und Durchfuhr von Kochſalz, Gewürzſalz und kochſalzhäl⸗ 
tigem Dungſalz. Z. 14.263. 14. Juni. 


zollämtlichen Expoſitur am Bahnhofe zu Predeal. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht. 
VII. Stück. Ausgeg am 2. April. 

Nr. 12. Abdruck von Nr. 48 R. G. Bl. 

Nr. 13. Geſetz vom 18. März 1879, für das Königreich Galizien und 
Lodomerien mit dem Großherzogthume Krakau, betreffend die Regelung der 
Perſonal⸗ und Dienſtesverhältniſſe der der bewaffneten Macht angehörigen 
Volksſchullehrer an öffentlichen Volksſchulen in Bezug auf deren Verpflichtung 
zur activen Dienſtleiſtung im ſtehenden Heere, in der Kriegsmarine, Landwehr 
oder im Landſturme. 

Nr. 14. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 25. März 
1879, Z. 16.817, an die Landesſchulräthe in Nieder⸗ und Oberöſterreich, Salz⸗ 
burg, Tirol, Vorarlberg, Böhmen, Mähren, Schleſien, Steiermark und Kärnten, 
betreffend Erleichterungen in Bezug auf die Erfüllung der Schufpflichtigkeit. 

Nr. 15. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 28. März 
1879, 3. 196 C. U. M., womit die Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums 
vom 13. März 1879, Z. 1374 F. M., betreffend die Verrechnung der Silber⸗ 
münze, verlautbart wird. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 20. April. 

Nr. 16. Geſetz vom 3. März 1879, wirkſam für das Herzogthum Ober⸗ 
und Niederſchleſien, betreffend die Supplirung von Lehrſtellen an öffentlichen 
Volksſchulen in Schleſien. 

Nr. 17. Geſetz vom 3. März 1879, giltig für das Herzogthum Steier⸗ 
mark, betreffend die Errichtung einer Doppel⸗Bürgerſchule am rechten Murufer 
in Graz. 

Nr. 18. Geſetz vom 3. März 1879, wirkſam für das Land Kärnten, 
womit die Bezüge der Volksſchullehrer im Falle einer Mobiliſirung 
geregelt werden. 

Nr. 19. Geſetz vom 3. März 1879, wirkſam für das Land Kärnten, 
womit in Abänderung des § 19 des Geſetzes vom 27. October 1871, L. G. Bl. 
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Nr. 24, Beſtimmungen über die Supplirungen der Lehrſtellen an öffentlichen 
Volksſchulen, dann über Remunerirung von Mehrleiſtungen getroffen werden. 

Nr. 20. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 20. März 
1879, 3. 17.020 ex 1878, an die Landeschefs in Linz, Salzburg, Klagenfurt, 
Laibach, Trieſt und Brünn, mit welchem die Beſtimmungen des Erlaſſes des 
beſtandenen Staatsminiſteriums vom 12. Auguſt 1862, Z. 7392/518, in Betreff 
der Einflußnahme der Vorſtände der höheren ſtaatlichen Unterrichtsonſtalten auf die 
Neuanſchaffung von Büchern für Studienbibliotheken, als auch auf die Vor⸗ 
ſtände der Lehrer⸗ und Lehrerinnenbildungsanſtalten anwendbar erklärt werden. 

Nr. 21. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 8. April 
1879, 20.080 ex 1877, an ſämmtliche Landesſchulbehörden, betreffend die Namhaft⸗ 
machung der bei Maturitätsprüfuugen an den Gymnaſien reprobirten Exami⸗ 
nanden und die Zulaſſung der Externen zur Maturitätsprüfung an Mittelſchulen. 

Nr. 22. Verordnung des Miniſters ſür Cultus und Unterricht vom 
15. April 1879, Z. 5607, an ſämmtliche Landesſchulbehörden, betreffend einen 
Normal⸗Lehrplan für Realſchulen ſammt den zugehörigen Inſtructionen. 

IX. Stück. Ausgeg. am 3. Mai. 

Nr. 23. Geſetz vom 2. März 1879, für das Königreich Galizien und 
Lodomerien mit dem Großherzogthume Krakau, betreffend die Abänderung des 
Artikels 29 des Geſetzes vom 2. Mai 1873 (Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt 
Nr. 251). (Rechtsverhältniſſe des Lehrerſtandes an öffentlichen Volksſchulen.) 

Nr. 24. Geſetz vom 2. März 1879, für das Königreich Galizien und 


Lodomerien mit dem Großherzogthume Krakau, betreffend die Abänderung des 


Abſatzes d) des Artikels 50 des Geſetzes vom 2. Mai 1873 über die Rechts⸗ 
verhältniſſe des Lehrerſtandes an öffentlichen Volksſchulen. 

Nr. 25. Geſetz vom 4. März 1879, giltig für die gefürſtete Graſſchaft 
Görz und Gradiska, betreffend einige Abänderungen der Landesgeſetze vom 
10. März 1870 Nr. 18 und vom 16. October 1875 Nr. 28 (L. G. Bl.). 

Nr. 26. Geſetz vom 9. März 1879, wirkſam für das Herzogthum Krain, 


mit welchem einige Beſtimmungen des Landesgeſetzes vom 25. Februar 1870, 


L. G. Bl. Nr. 11, betreffend die Schulaufſicht, des Landesgeſetzes vom 29. April 
1873, L. G. Bl. Nr. 21, zur Regelung der Errichtung, der Erhaltung und des 
Beſuches der öffentlichen Volksſchulen im Herzogthume Krain, und des Landes⸗ 
geſetzes vom 29. April 1873, L. G. Bl. Nr. 22, zur Regelung der Rechts⸗ 


verhältniſſe des Lehrerſtandes an den öffentlichen Volksſchulen des Herzogthumes 


Krain, abgeändert und ergänzt werden. 

Nr. 27. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 29. April 
1879, 3. 6303, an alle Landesſchulbehörden, betreffend die Betheilung der 
Schüler an Volks⸗ und Bürgerſchulen mit Jugendſchriften. 

X. Stück. Ausgeg. am 17. Mai. 

Nr. 23. Geſetz vom 3. März 1879, wirkſam für das Erzherzogthum 
Oeſterreich unter der Enns, betreffend die Erlaſſung eines allgemeinen Subſti⸗ 
tutionsnormales für öffentliche Volks- und Bürgerſchulen. 

Nr. 29. Geſetz vom 3. März 1879, wirkſam für das Erzherzogthum 
Oeſterreich unter der Enns, betreffend die Regelung der Rechtsverhältniſſe der 
zum activen Militärdienſte einberufenen, aus dem Bezirks-, reſpective Landes⸗ 
fonde dotirten Volks und Bürgerſchullehrer Niederöſterreichs. 

Nr. 30. Abdruck von Nr. 55 R. G. Bl. 

Nr. 31. Abdruck von Nr. 57 R. G. Bl. 

Nr. 32. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 30. April 
1879, 3. 4714, an ſämmtliche Landesſchulbehörden, betreffend den in der 
Verordnung vom 18. Jänner 1879, 3. 768, vorgeſchriebenen Claſfificationsmodus 
an Mittelſchulen mit Bezug auf die Note aus dem Turnen. 

Nr. 33. Erlaß des Miniſters für Eultus und Unterricht vom 5. Mai 
1879, 3. 6275, an das Rectorat der Univerfität in Lemberg, betreffend die 
Prüfungs⸗ und Amtsſprache an der Lemberger Univerfität. 

Nr. 34. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 8. Mai 
1879, 3. 2177, an alle Landesſchulbehörden, betreffend die Höhe der Maturitäts⸗ 
prüfungstaxe jener öffentlichen Schüler der Staats⸗Mittelſchulen, welche von der 
Entrichtung des Schulgeldes zur Hälfte befreit ſind. 

XI. Stück. Ausgeg. am 1. Juni. 

Nr. 35. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 2. April 
1879, 3. 5566, an das Rectorat der Franz Joſefs⸗Univerſität in Czernowitz, mit 
welchem die Allerhöchſt genehmigte Rigoroſen⸗Ordnung für die griechiſch⸗orientaliſch 
theologiſche Facultät in Czernowitz kundgemacht wird. 

Nr. 36. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 17. Mai 
1879, 3. 5913, an den k. k. Landesſchulrath für Böhmen, betreffend die Jahres⸗ 
prüfungen und Claſfification an den Lehrerbildungsanſtalten hinſichtlich jener 
Lehrgegenſtände, welche im erſten Semeſter abſchließen. 

Nr. 37. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 25. Mai 
1879, 3. 4994, betreffend die Veröffentlichung eines neuen Verzeichniſſes der 


zum Lehrgebrauche in Volks⸗ und Bürgerſchulen allgemein zugelaſſenen Lehr⸗ 
bücher und Lehrmittel und die aus dieſem Anlaſſe zugleich getroffenen Anord⸗ 


nungen. 
XII. Stück. Ausgeg. am 16. Juni. 


Nr. 38. Abdruck von Nr. 63 R. G. Bl. 
Nr. 39. Abdruck von Nr. 70 R. G. Bl. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Ackerbau⸗ 
miniſteriums. 
IV. Stück. Ausgeg. am 1. April. 

Nr. 10. Geſetz vom 8. Februar, wirkſam für die Markgrafſchaft Iſtrien, 
womit die Punkte 4, 5 und 6, Alinea 1 des § 1 des Landesgeſetzes vom 14. Fe⸗ 
bruar 1876 (Geſetz und Verordnungsblatt für das Küſtenland, Nr. 8) in Betreff 
der Schonung des Wildes abgeändert werden. (L. G. Bl. Nr. 7.) 

Nr. 11. Geſetz vom 16. Februar, wirkſam für das Herzogthum Krain, 
betreffend die Haltung von Zuchtſtieren. 

Nr. 12. Proviſoriſche Verordnung des Ackerbauminiſteriums im Einver⸗ 
nehmen mit dem Miniſterium für Cultus und Unterricht vom 28. Februar 1879, 
3. 1280, betreffend die Abhaltung von Befähigungsprüſungen für Candidaten 
landwirthſchaſtlicher Lehrerſtellen an Ackerbauſchulen und mittleren landwirth⸗ 
ſchaftlichen Schulen, ferner für Candidaten forſtwirthſchaftlicher Lehrerſtellen an 
Waldbauſchulen und mittleren forſtwirthſchaftlichen Schulen. 

Nr. 13. Proviſoriſche Verordnung des Ackerbauminiſteriums einvernehm⸗ 
lich mit dem Miniſterium für Cultus und Unterricht vom 28. Februar 1879, 
3. 1280, betreffend die Beſähigungsprüfungen für das Lehramt des Obſt⸗ und 
Weinbaues und der Kellerwirthſchaft an Obft- und Weinbauſchulen oder an ſolchen 
Ackerbauſchulen, welche für dieſen Gegenſtand eigene Lehrer beſtellen. 

Nr. 14. Verordnung des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 13. März 1879, 
3. 12962 ex 1878, an ſämmtliche zur Verwaltung der k. k. Forſte und Domä⸗ 
nen berufenen Behörden, Aemter und Organe, betreffend Begrenzung und Ver⸗ 
markung der Staats- und Landesforſte. 


V. Stück. Ausgeg. am 6. April. 

Nr. 15. Erlaß des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 24. März 1879, 
3. 3054, an ſämmtliche Forſt⸗ und Domänendirectionen. Reiſegebühren der Forſt⸗ 
und Domänenbeamten. 

Nr. 16. Erlaß des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 31. März 1879, 
Z. 255 A.⸗M., an die unterſtehenden Aemter und Anſtalten. Benehmen der 
Caſſen bei Zahlungen in Silbermünze. 

Nr. 17. Kundmachung der k. k. Statthalterei für Böhmen ddo. 13. No⸗ 
vember 1878, Z. 64.042, betreffend die Bemannung der Holzflöße auf der klei⸗ 
nen Elbe. 

VI. Stück. Ausgeg. am 14. Mai. 

Nr. 18. Geſetz vom 13. Februar 1879, L. G. Bl. für Niederöſterreich 
Nr. 23, mittelſt welchem die Zeitdauer der Beſtimmung für die Beſtreitung der 
Herſtellungs⸗ und Erhaltungskoſten in der Leithaſtrecke von Trautmannsdorf ab⸗ 
wärts erweitert wird. 

VII. Stück. Ausgeg. am 13. Juni. 

Nr. 19. Geſetz vom 21. April 1879, L. G. Bl. für Görz Nr. 11, über 

die Theilung der Gemeindegründe von Tomacevica. 


Verordnungen für die öſterreichiſchen Telegraphen⸗Aemter. 
Redigirt im k. k. Handelsminiſterium. 
Nr. 7. Ausgeg. am 23. April. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegraphengebühren und des 
Annahmewerthes der 20⸗Franesſtücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
caſſen für den Monat Mai 1879. Z. 11.958. 16. April. 

Aufhebung der Abfuhr von Silbermünzen an die k. k. Telegraphen⸗ 
Hauptcaſſe in Wien. Z. 10.536. 7. April. 

Nr. 8. Ausgeg. am 30. April. 

Taxirung der Telegramme von Oeſterreich⸗Ungarn nach Helgoland und 
von Deutſchland nach Montenegro. Z. 9234. 24. April. 

Aufhebung der Beſchränkungen in der Annahme und Beförderung geheimer 
Privattelegramme. Z. 12.630. 26. April. 

Nr. 9. Ausgeg. am 3. Mai. 

Beſtimmungen über die Bemeſſung und Vertheilung der Depeſchen⸗ 
Stücktantieme in der Staats⸗Telegraphenanſtalt mit Rückſicht auf die Einführung 
des Worttarifes. Z. 11.955. 20. April. 
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Nr. 10. Ausgeg. am 12. Mai. 

Republicirung der Beſtimmungen über die Behandlung telegraphiſcher 
Geldanweiſungen. Z. 13.059. 26. April. 

Beitritt Japans zum internationalen Petersburger Telegraphenvertrage. 
3. 5991. 2. Mai. 

Nr. 11. Ausgeg. am 26. Mai. 

Erfolgung von Beſtätigungen über die Aufgabe von Staa tstelegrammen. 
Z. 11.088. 12. Mai. 

Verbuchung der Rückmeldungen über die Unbeſtellbarkeit von Telegrammen. 
3. 11.867. 14. Mai. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegraphengebühren und des 
Annahmewerthes der 20⸗Francsſtücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
caſſen für den Monat Juni 1879. Z. 15.877. 16. Mai. 

Nr. 12. Ausgeg. am 31. Mai. 

Einführung des Worttariſes für den telegraphiſchen Verkehr mit Bosnien 
und der Herzegowina. Z. 16.861. 26. Mai. 

Nr. 13. Ausgeg. am 25. Juni. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegraphengebühren und des 
Annahmewerthes der 20⸗Francsſtücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
caſſen für den Monat Juli 1879. Z. 19.551. 16. Juni. 


Beilage zum Telegraphen⸗Verordnungblatte. 
Nr. 6. Ausgeg. am 9. April. 
Abänderungen zum allgemeinen Telegraphentarife. Z. 7411. 31. März. 
Nr. 7. Ausgeg. am 28. April. 
Vervollſtändigungen und Aenderungen zur Linien- und Betriebsordnung. 
Serie IV. Z. 9221 H.⸗M. 2. April. 
Nr. 8. Ausgeg. am 30. April. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen 
3. 11.756. 22. April. 


Telegraphen⸗ Stationen. 


Nr. 9. Ausgeg. am 14. Mai. 
Abänderungen zum allgemeinen Telegraphentarife. Z. 10.839. 9. Mai. 
Nr. 10. Ausgeg. am 11. Juni. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphen⸗Stationen. Z. 16.493. 
Ergänzung des Liniennetzes. 30. Mai. 
Nr. 11. Ausgeg. am 28. Juni. 
Abänderungen zum allgemeinen Telegraphentariſe. Z. 18.032. 22. Juni. 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem Generaldirector der öſterreichiſchen Eiſenbahnen 
Sectionschef Wilhelm v. Nördling anläßlich deſſen Penſionirung das Comthur⸗ 
kreuz des Franz Joſef⸗Ordens mit dem Sterne verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Auflaſſung des bisherigen Honorar⸗Viceconſulates 
in Baſtia, ſowie die Errichtung eines Honorarconſulates in Ajaccio auf der 
Inſel Corſica genehmigt und den Joſef Arène zum unbeſoldeten Conſuk ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Bezirksarzt in Raguſa Dr. Karl Neumeyer 
zum Statthaltereirathe und Landes⸗Sanitätsreferenten der dalmatiniſchen Statt⸗ 
halterei ernannt. 

Der Miniſterpräſident hat den Statthaltereiſecretär Karl Vogl zum 
Bezirkshauptmanne in Böhmen ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat die Hauptcaſſiere der Staats⸗ 
ſchuldeneaſſe Alexander Ritter v. Dorufeld und Alexander Girſchner zu 
Liquidatoren und die Adjuncten Karl Bobies, Franz Unger und Ludwig 
Wiſent zu Hauptcaſſieren ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Ober⸗Poſtcontrolor Severin Stenzel in 
Brünn zum Ober⸗Poſtverwalter daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 


Rechnungsrathsſtelle bei der dalmatiniſchen Statthalterei mit der achten 
Rangsclaſſe, bis 20. November. (Amtsbl. Nr. 246.) 

Statthalterei⸗Secretärsſtelle bei der o. 6. 
Rangsclaſſe, bis 15. November (Amtsbl. Nr. 246.) 

Controlorsſtelle bei der Lemberger k. k. Telegraphen⸗Hauptſtation in der 
neunten Rangsclaſſe gegen Caution, bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 247.) 

Verwaltersſtelle im k. k. Krankenhauſe auf der Wieden in Wien mit der 
achten Rangsclaſſe, 300 fl. Activitätszulage und Naturalwohnung, bis 15. No⸗ 
vember. (Amtsbl. Nr. 250.) 

Bezirks⸗Thierarztensſtellen mit den Amtsſitzen in Windiſchgräz und in 
Irdning, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 251.) 


BER” Hiezu als Beilage: Bogen 19 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 
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